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STEUERVEREINFACHUNG

Bundesländer lehnen
Pläne der Regierung ab

B E R L I N :: Die Bundesländer haben
im Bundesrat die von der Regierung be-
schlossenen Steuervereinfachungen ge-
stoppt. Das im Februar von der Koaliti-
on verabschiedete Gesetz sieht unter
anderem vor, dass die Einkommensteu-
ererklärung nur noch alle zwei Jahre
angefertigt werden muss. Außerdem
soll der Arbeitnehmerpauschbetrag von
920 auf 1000 Euro angehoben werden,
was eine Entlastung von maximal 36
Euro im Jahr bringt. Die Regierung
kann jetzt den Vermittlungsausschuss
anrufen. (HA)

ÄRZTE

Kassen halten Schließung
Tausender Praxen für möglich

D Ü S S E L D O R F  :: Die Krankenkassen
halten die Schließung Tausender Arzt-
praxen in überversorgten Gebieten für
möglich. Bundesweit könnten 12 000
Mediziner aus der kassenärztlichen
Versorgung ausscheiden, ohne dass sich
die Versorgung verschlechtern würde,
heißt es in einem Gutachten des Wirt-
schaftsforschungsinstituts Prognos, das
der in Düsseldorf erscheinenden „Rhei-
nischen Post“ vorliegt. (epd)

EMBRYONEN-TESTS

Erzbischof Zollitsch von
PID-Entscheidung enttäuscht

B E R L I N :: Der Vorsitzende der
Deutschen Bischofskonferenz, Robert
Zollitsch, hat seine Kritik an der Bun-
destagsentscheidung zur Präimplanta-
tionsdiagnostik (PID) bekräftigt. Er
fürchte, Eltern könnten ihre Kinder
nun irgendwann „auswählen“, sagte er
im Deutschlandradio Kultur. Er sei von
der Entscheidung enttäuscht und sehe
darin einen Dammbruch, sagte der Frei-
burger Erzbischof. (dpa)

R O M A N  H E F L I K

H A M B U R G :: Es war die Stunde des
Norbert Röttgen: Noch vor einem Jahr
war der Bundesumweltminister in sei-
ner eigenen Unionsfraktion mit der
Forderung gescheitert, möglichst
schnell aus der Kernkraftnutzung aus-
zusteigen. Dessen nicht genug, verlän-
gerte Schwarz-Gelb die Laufzeiten im
Herbst 2010 sogar noch. Doch an die-
sem Freitagmittag erlebte Röttgen im
Bundesrat mit, wie die Schmach von da-
mals endgültig getilgt wurde: Die Län-
derkammer billigte das Energiewende-
Paket der Bundesregierung. 

Vier Monate nach der Nuklearkata-
strophe von Fukushima ist damit für
Deutschland der stufenweise Atomaus-
stieg bis 2022 beschlossene Sache. Be-
schlossen ist auch das sofortige Aus für
acht ältere, beziehungsweise pannen-
anfälligere Atomkraftwerke, darunter
der schleswig-holsteinische Meiler
Krümmel. Bis September soll nun die
Bundesnetzagentur entscheiden, ob ei-
nes dieser acht stillgelegten AKW für
den Fall von Stromengpässen bis 2013
in Bereitschaft bleibt. Die stillgelegten
Meiler sollen zurückgebaut werden.
Der Bundestag hatte dem Paket zur
Energiewende bereits zugestimmt.

Die Länder billigten auch den Plan
der Regierung, Gorleben als Atommüll-
Endlager weiter zu erkunden. Zugleich
soll die Regierung bis Ende des Jahres
einen Gesetzentwurf für eine Endlager-
suche vorlegen, bei der auch Lagerop-
tionen in allen anderen Bundesländern
geprüft werden können.

Bis zuletzt hatte Röttgen um die
Zustimmung der Länder für das Maß-
nahmenbündel geworben. Bundesrat,
Bund und Länder träfen gemeinsam
„eine wirklich grundsätzliche positive
Weichenstellung“ in der Energiepolitik,
sagte Röttgen. Wenn Deutschland als
großes Industrieland die Wende hin zu
einer Versorgung mit erneuerbaren
Energien schaffe, habe dies eine große
internationale Strahlkraft, betonte der
Minister. Sein Kollege, Wirtschaftsmi-
nister Philipp Rösler (FDP), sagte, die
Wende sei solide durchgeplant und wer-
de die Versorgungssicherheit garantie-
ren. Neben dem Ausbau der Ökoener-
gien seien bis 2020 Kraftwerksbauten
mit einer Kapazität von 23 Gigawatt ge-
plant. „Neue Kraftwerke werden in der
Tat auch fossile Kraftwerke sein“, kün-
digte Rösler an. Eine große Herausfor-
derung sei der notwendige Netzausbau,
der durch ein eigenes Gesetz nun be-
schleunigt werden soll. 

Schon vor der Abstimmung gab sich
Röttgen angesichts der breiten Zustim-
mung zum Atomausstieg zuversicht-
lich: „Dies ist ein guter Tag“, sagte der
CDU-Politiker. „Anstelle von Streit tritt
Konsens.“ Ein komplettes Scheitern in
der Länderkammer musste der Minis-
ter nicht mehr fürchten: Sieben der ins-
gesamt acht Gesetze bedurften nicht
der Zustimmung des Bundesrats. Den-
noch hätten die Landesvertreter das
Energiepaket verzögern können, indem

sie es in den Vermittlungsausschuss von
Bundestag und Bundesrat zurückver-
wiesen hätten. Dafür hatte kurz zuvor
Eveline Lemke, die grüne Wirtschafts-
ministerin von Rheinland-Pfalz, plä-
diert. Die geplanten Maßnahmen rund
um den Atomausstieg seien unzurei-
chend für die gewollte Energiewende,
kritisierte Lemke.

Doch die Länder verzichteten auf
weitere Verhandlungsrunden. Sie lie-
ßen alle Gesetze passieren – bis auf eine
Ausnahme. Sie stoppten vorerst ein Ge-
setz, das eine erleichterte Abschreibung
von Kosten für energetische Gebäude-
sanierungen ermöglichen sollte. Die
Länder befürchten, dass ihnen dadurch
Steuerausfälle in Höhe von bis zu 1,5
Milliarden Euro über mehrere Jahre
entstehen könnten. Nun muss sich vor-
aussichtlich der Vermittlungsausschuss
um eine Lösung bemühen.

Hamburgs Bürgermeister Olaf
Scholz begrüßte den beschlossenen
Atomausstieg. Allerdings halte er die
Energiewende-Gesetze der Bundesre-
gierung für nicht ausreichend und wün-
sche sich Nachbesserungen. „Ich hätte
mir schon jetzt weitere Fortschritte
gewünscht“, sagte Scholz. So müsse für
die energetische Gebäudesanierung
mindestens ein Betrag von rund zwei

Milliarden Euro pro Jahr bereitgestellt
werden, wie es zu Zeiten der Großen
Koalition bereits der Fall gewesen sei.
Scholz forderte, dass die Kostenbelas-
tung für Industriebetriebe nicht in die
Höhe getrieben werden dürften.

Genau das fürchtet jedoch der In-
dustrieverband Hamburg (IVH), der
mit deutlich höheren Stromkosten
durch den Atomausstieg rechnet. „Wir
erwarten für den Großteil der Indus-
trieunternehmen und für die privaten
Haushalte einen Preisanstieg von fünf
Cent je Kilowattstunde“, sagte der IVH-
Vorsitzende Hans-Theodor Kutsch am
Freitag. Für ein durchschnittliches In-
dustrieunternehmen mit einem Jahres-
verbrauch von 500 Megawattstunden
bedeute dies Mehrkosten in Höhe von
2,5 Millionen Euro. „Ohne Kompensa-
tion dieses Preisanstiegs droht eine
Verdrängung der Industrie an unserem
Standort“, sagte Kutsch.

Der Präsident des Bundesverban-
des der Erneuerbaren Energien, Diet-
mar Schütz, sagte dem Abendblatt, das
Energiewende-Paket sei „ein wesentli-
cher Schritt“ für den Umbau der Ener-
gieversorgung. „Für eine echte Be-
schleunigung beim Ausbau der erneuer-
baren Energien reicht es allerdings
nicht aus.“ Wichtige Verbesserungsvor-
schläge der Bundesländer – wie eine
bessere Vergütungsstruktur für die
Windenergie im Binnenland oder pas-
sende Vermarktungsmöglichkeiten für
Ökostrom – seien nicht mehr in die Ge-
setze aufgenommen worden. „Die not-
wendigen Anpassungen müssen jetzt
zügig angegangen werden, damit Pri-
vatleute, Unternehmen und die öffent-
liche Hand noch stärker in erneuerbare
Energien investieren“, forderte Schütz.

Bundesrat besiegelt Energiewende
Umweltminister Röttgen sieht einen großen Tag für Deutschland. Atomkraft wird beendet, erneuerbare Energien werden ausgebaut 

Der heutige Tag ist eine
positive Weichenstellung

für unser Land.
Norbert Röttgen,

Bundesumweltminister

Bundesumweltminister Norbert Röttgen während der Bundesratssitzung zum Atomausstieg. Nach dem Bundestag segneten auch die Länder die Energiewende ab Foto: dpaGesetz zur Gebäudesanierung 
muss neu verhandelt werden

Enddatum: Das letzte
deutsche AKW Neckar-
westheim 2 soll Ende
2022 vom Netz gehen.
Abgeschaltete Altmeiler
bleiben vom Netz.

Gebäudesanierung:
Dämmung und Moder-
nisierung von Gebäuden
sollen steuerlich besser

abgeschrieben werden
können.

Ökostrom: Gesetzliches
Ziel ist die Verdoppe-
lung des Ökostrom-
Anteils auf 35 Prozent
bis 2020. Die Konditio-
nen für Windparks auf
hoher See werden ver-
bessert.

Entlastung: Energie-
intensive Unternehmen
sollen bei dem CO2-
Zertifikatehandel mit
Ausgleichzahlungen
entlastet werden.

Netze: Der Ausbau von
Hochspannungsleitun-
gen soll beschleunigt
werden. (HA)

Zentrale Punkte des Energiewende-Pakets

S T U T T G A RT :: Nach dem Hickhack
um vorläufige Ergebnisse beim Stress-
test zum Bahnhofsprojekt Stuttgart 21
wurde die Präsentation der Ergebnisse
jetzt um mehrere Wochen verschoben.
Der offizielle Grund sind Verzögerun-
gen bei der Schweizer Verkehrsbera-
tungsfirma SMA. Sie sollte im Auftrag
des Schlichters Heiner Geißler untersu-
chen, ob der geplante unterirdische
Bahnhof in Spitzenzeiten tatsächlich so
viele Züge und Fahrgäste bewältigen
kann, wie die Bahn das in ihren Berech-
nungen für das Milliardenprojekt vor-
hersagt. Die Ergebnisse des Stresstests
sollten am Donnerstag kommender
Woche präsentiert werden. Nun wird
das heikle Gutachten erst Ende Juli
oder Anfang August vorliegen.

Nach den Worten von Schlichter
Geißler ist die Deutsche Bahn zu weite-
ren Kompromissen bereit und ver-
schiebt die Vergabe wichtiger Bauauf-
träge. Die Bahn will jedoch keine wei-
teren Gutachten zulassen. DB-Vorstand
Volker Kefer sagte, alle am Schlich-
tungsprozess Beteiligten hätten sich auf
die Schweizer Beratungsfirma geeinigt.
Kefer lehnte eine Forderung nach ei-
nem weiteren Aufschub der Stresstest-

Ergebnisse ab. Die Bahnhofsgegner hat-
ten die Forderung erhoben, um selbst
genauer prüfen zu können.

Baden-Württembergs Ministerprä-
sident Winfried Kretschmann (Grüne)
hat positiv auf die Zeitverzögerung bei
der Verkündigung der Stresstest-Er-
gebnisse reagiert. „Ich kann nur begrü-
ßen, wenn Seriosität vor Zeitdruck
geht“, sagte er der Nachrichtenagentur
dapd. Zugleich bekräftigte Kretsch-
mann die Forderung seiner Regierung
nach einem Baustopp des Bahnhofspro-
jekts: „Das erwarten wir von der Bahn.“

Die Bahnhofsgegner bezweifeln die
bahninterne Fahrplansimulation für
den geplanten Tiefbahnhof. Nach Anga-
ben der Bahn können dort 49 Züge pro
Stunde in Spitzenzeiten abgefertigt
werden. Damit läge die Leistungsfähig-
keit um 30 Prozent über der festgeleg-
ten Kapazität des bisher bestehenden
Kopfbahnhofs. (HA)

Deutsche Bahn lehnt weitere
Gutachten zu Stuttgart 21 ab
Präsentation des Stresstests muss verschoben werden 

Heiner Geißler
verschiebt 
die Stresstest-
Präsentation 
Foto: dpa

Das heikle Gutachten wird nun
frühestens Ende Juli vorliegen

B E R L I N :: Bayern, Sachsen und
Mecklenburg-Vorpommern wollen das
Durcheinander im deutschen Bildungs-
system beseitigen und die Schulab-
schlüsse per Staatsvertrag angleichen.
Die Kultusminister der drei Länder –
Ludwig Spaenle (CSU), Roland Wöller
und Henry Tesch (beide CDU) – stellten
am Freitag in Berlin ihre Pläne vor. Da-
nach sollen die Schulen beim Abitur
und der mittleren Reife in bestimmten
Fächern Aufgaben aus einem gemeinsa-
men Pool stellen und damit für mehr
Vergleichbarkeit der Abschlüsse sor-
gen. Die Länder, die in Deutschland für
die Bildungspolitik zuständig sind, sol-
len dies vertraglich festschreiben.

Sieben Länder arbeiten bereits an
einer Angleichung der Abiturprüfungen
in Deutsch, Mathematik und Englisch.
Mit dabei sind neben Bayern, Sachsen
und Mecklenburg-Vorpommern auch
Baden-Württemberg, Hamburg, Nie-
dersachsen und Sachsen-Anhalt. Es
sind also sowohl Unions- als auch SPD-
geführte Länder und der von den Grü-
nen regierte Südwesten beteiligt.
Schleswig-Holstein erwägt laut Spaen-
le, sich anzuschließen. Im Schuljahr
2013/2014 sollen die ersten genormten
Prüfungen kommen. Ein Staatsvertrag
wird aber von den meisten Bundeslän-
dern abgelehnt. (HA)

Drei Bundesländer
fordern genormten
Schulabschluss

A N Z E I G E A N Z E I G EA N Z E I G E A N Z E I G E

Kunden Extra KAUFMANNSHAUS

Schöner. Größer. Attraktiver.   
Bis Oktober wird eine der 

beliebtesten Passagen Hamburgs 
elegant modernisiert

Seit Jahrzehnten gehört das Kauf-
mannshaus zu den Top-Adressen 
unter den Passagen Hamburgs. Be-
sucher aus aller Welt schätzen es, 
in dem historischen Kontorhaus im 

Herzen der Hansestadt zu bummeln 
und zu shoppen. Hier, zwischen 
den Großen Bleichen, der Bleichen-
brücke und dem Neuen Wall, kommt 
man in den Genuss einer gehobenen 

Einkaufswelt mit mehr als 20 ausge-
wählten Ladengeschäften.

Schon bald wird sich das Kauf-
mannshaus noch attraktiver prä-
sentieren, denn es wird derzeit mo-
dernisiert und revitalisiert. Noch bis
einschließlich Oktober laufen die
Modernisierungsarbeiten, dann wird 
die Passage in frischem Glanz er-
strahlen. Ihren Charme und ihren Stil 
wird sie jedoch nicht verlieren, denn
es geht in erster Linie darum, die La-
denflächen zu modernisieren und für 
einen Besuch noch reizvoller zu ma-
chen.

Während der Modernisierungspha-
se bleibt der Eingang an den Großen 
Bleichen zwar geschlossen, die Pas-
sagengeschäfte wie das Stoffkontor, 
das Handelshaus Laegel, Mäntel 
Stolpmann und TopUs sind aber in 
den kommenden Wochen selbstver-
ständlich von der Bleichenbrücke aus 
oder über die Fleetbrücke erreichbar 
und freuen sich auf ihre Kunden.

Bei weiterhin geöffneten 
Passagengeschäften wird 

das historische Kaufmanns-
haus, einer der Perlen der 

Hamburger City, ab kommen-
der Woche für seine Besu-
cher und Gäste umfassend 
modernisiert. In dieser Zeit 
bleiben die selbstverständ-

lich weiterhin geöffneten 
Passagengeschäfte von der 

Bleichenbrücke aus und 
über die Brücke, die vom 

Neuen Wall über den 
Fleet führt, gut für 

alle Hamburger erreichbar.


